
 

Information 

nach Artikel 13 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 

bei Erhebung personenbezogener Daten bei der betroffenen Person 

Verantwortliche/r Stadt Walsrode 
Lange Str. 22 
29664 Walsrode 

Tel.: 0 51 61 / 977-0  
E-Mail:  stadt@walsrode.de 
 
vertreten durch Bürgermeisterin Helma Spöring 

Datenschutzbeauftragte/r Stadt Walsrode 
Datenschutzbeauftragter 
Lange Str. 22 
29664 Walsrode 
 
E-Mail: datenschutz@stadt-walsrode.de 

Zweck/e der Datenerhebung a) Führung des Melderegisters  

b) Aufstellung der Wählerverzeichnisse 

 

 

 
Wesentliche Rechtsgrundlage/n Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt ausschließlich im Rahmen der 

gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere der seit 25.05.18 geltenden Europäischen 

Datenschutz- Grundverordnung (DS-GVO) sowie [Spezialgesetz] /des derzeit gültigen 

Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG). 

 

Die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung nach Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e DSGVO i.V.m.  

a) §§ 2 bis 4 Bundesmeldegesetz (BMG) in Verbindung mit § 1 Niedersächsisches 

Ausführungsgesetz zum Bundesmeldegesetz (Nds.AGBMG) 

b) Bundestagswahl: § 14 Absatz 4 BWG, § 17 BWG, §§ 14 - 24 BWO 

Europawahl: § 6 Absatz 4 EuWG, § 4 EuWG i.V. m. § 17 BWG, §§ 14 -  18 EuWO 

Landtagswahl: § 4 Abs. 3 NLWG i.V.m. § 11 Abs. 1 NLWO 

Kommunalwahl: § 18 Abs. 1 Satz 1 NKWG i.V.m. § 15 Abs. 1 Satz 2 NKWO 

  

 

http://www.gesetze-im-internet.de/bwahlg/__14.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bwahlg/__17.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bwo_1985/__14.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bwo_1985/__24.html
http://www.gesetze-im-internet.de/euwg/__6.html
http://www.gesetze-im-internet.de/euwg/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bwahlg/__17.html
http://www.gesetze-im-internet.de/euwo_1988/__14.html
http://www.gesetze-im-internet.de/euwo_1988/__18.html


Empfänger und Kategorien von 

Empfängern der Daten 

Innerhalb der Stadt Walsrode erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf die personenbezogenen 

Daten, die diese zur jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung benötigen. 
 

 
 

Externe Empfänger von personenbezogenen Daten können unter anderem sein: 

 Behörden und andere öffentliche Stellen, Firmen, Privatpersonen wie z. B. 

Meldebehörden 

Behörden und andere öffentliche Stellen 

öffentlich- rechtliche Religionsgesellschaften 

Private Dritte 

Wohnungsgeber 

Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen 

Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 

Adressbuchverlage 

Zeugenschutzdienststellen 

Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr 

Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 

Bundeszentralregister 

Kraftfahrt-Bundesamt 

Bundeszentralamt für Steuern 

Bundesverwaltungsamt 

Ausländerzentralregister 

Waffenbehörden 

Ausländerbehörden 

ARD ZDF Deutsch                                Deutschlandradio Beitragsservice im Auftrag des Landesrundfunkanstalten 

Staatsangehörigkeitsbehörden 

Ausweis- bzw. Passhersteller (Bundesdruckerei) 

Ausweis- bzw. Passbehörden 

Sperrlistenbetreiber (Bundesverwaltungsamt – BVA) 

Polizei- und Ordnungsbehörden 

 

 

  
 

Dauer der Speicherung 

und Aufbewahrungsfristen 

Es gelten die Bestimmungen für die Daten  

- des Melderegister: §§ 13 bis 15 BMG, 

spätestens 55 Jahre nach Ende des Kalenderjahres, in dem die Person weggezogen ist 

 

- der Wählerverzeichnisse und Wahlscheinverzeichnisse sowie Formblätter mit 

Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge   bei Europawahlen (§ 83 EuWO), 

Bundestagswahlen (§ 90 BWO), Landtagswahlen (§ 84 NLWO), Kommunalwahlen (§ 88 

NKWO)  

spätestens 6 Monate nach der Wahl. 

Die Frist beginnt mit dem Ablauf des Jahres, mit dem die Akte aus den laufenden 
Akten ausgeschieden ist bzw. die letzte Eintragung erfolgte. 



Rechte der betroffenen Person Betroffene Personen haben folgende Rechte, wenn die gesetzlichen und persönlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
 

- Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Daten 
- Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten 
- Recht auf Löschung oder Einschränkung der Datenverarbeitung 
- Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung wegen besonderer Umstände 
- Recht auf Beschwerde an die Aufsichtsbehörde bei Datenschutzverstößen 

Zuständige Aufsichtsbehörde Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 
Prinzenstraße 5 
30159 Hannover 
 
Telefon:  0511 120-4500 

Telefax:  0511 120-4599 
Mail:   poststelle@lfd.niedersachsen.de 
Internet: www.lfd.niedersachsen.de 
 

 

 

 

mailto:poststelle@lfd.niedersachsen.de

